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mit der Vereinbarung des 85-seitigen 
Koalitionsvertrages haben CSU und Freie 
Wähler die Fortsetzung der 2018 begon-
nenen Regierungskoalition in Bayern für
weitere fünf Jahre „besiegelt“.

Die Bezeichnung Koalitionsvertrag ist irre-
führend, da es sich dabei nicht um einen 
Vertrag im rechtlichen Sinne handelt, son-
dern um die Absichtserklärung für die poli-
tische Arbeit eines Parteienbündnisses, das
sich zwecks Regierungsbildung zusammen-
geschlossen hat. Koalitionsvereinbarungen
können auch von keinem der Beteiligten 
eingeklagt werden, da weder bei Verwal-
tungs- noch bei Verfassungsgerichten eine
Zuständigkeit dafür gegeben ist.

Gleichwohl gewinnen Koalitionsverträge 
immer größere Bedeutung, da absolute 
Mehrheiten im ausdifferenzierten und vo-
latil gewordenen Parteiengefüge Deutsch-
lands kaum mehr vorkommen. Deshalb 
sehen Betroffene bei der Publikation von 
Koalitionsvereinbarungen genau hin, was 
drinsteht und ebenso, was nicht drinsteht.

Zentrale Punkte für uns Zahnärzte sind 
klare Bekenntnisse zur Freiberu� ichkeit 
und zur Sicherstellung der Versorgung 
im ländlichen Raum. Die Versorgung dort 
ist nur durch „kleinere Einheiten“, also 
Einzelpraxen und kleine Gemeinschafts-
praxen, zu gewährleisten. Wenn die Poli-
tik wohnortnahe Versorgung will, dann 
muss sie die Niederlassung abseits der 
Ballungsräume wieder attraktiv machen. 
Nur mit auskömmlicher Honorierung kann
den Problemen des Fachkräftemangels, 
der bürokratischen Überbelastung und 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
eines zunehmend feminisierten Berufs-
standes begegnet werden.

Im GKV-Bereich fordert der Koalitionsver-
trag die Abschaffung der Budgetierung. 

Die Regelung der Gebührenordnungen 
(BEMA und GOZ) liegt allerdings nicht 
in der Kompetenz der Länder. Zur GOZ 
äußert sich der Koalitionsvertrag nicht, 
dafür hat (die zum Zeitpunkt des Bayeri-
schen Zahnärztetages amtierende) Ge-
sundheitsministerin Ulrike Scharf beim 
Festakt des Zahnärztetages ein eindeuti-
ges Statement zur GOZ abgegeben:

„Eine Reform ist längst überfällig! Es 
braucht dringend eine grundlegende 
Überarbeitung der Gebührenordnung für 
Zahnärztinnen und Zahnärzte. Seit fast 
35 Jahren wurde der Punktwert nicht 
mehr angepasst. Das ist weder wirtschaft-
lich noch entspricht es dem aktuellen 
wissenschaftlichen Stand.“

Eine GOZ-Reform und vor allem eine An-
passung des GOZ-Punkwertes sind aber 
in den nächsten Jahren nicht zu erwarten. 
Damit bleibt uns bayerischen Zahnärzten 
als Handlungsoption nur die umfangreiche
Anwendung von Vereinbarungen nach 
§ 2 GOZ, um ein leistungsgerechtes Ho-
norar für zahnärztliche Privatleistungen 
zu erhalten. Nur so können wir unsere 
als berechtigt anerkannten Forderungen 
realisieren und gleichzeitig die im Koa-
litionsvertrag geforderte Sicherstellung 
der Versorgung in ländlichen Regionen 
gewährleisten.

Genau zu diesem Zweck haben wir unsere
Selbsthilfeoffensive GOZ ON TOUR kon-
zipiert und erfolgreich gestartet. Wir wer-
den sie fortführen und ausbauen – ganz 
im Sinne des Koalitionsvertrages!

Mit kollegialen und herzlichen Grüßen
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